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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG; Pa.Iv. 20.445)
beschloss die RK-NR, ein Postulat für Ergänzungen des Strafgesetzbuchs betreffend
Cybermobbing und digitaler Gewalt einzureichen. Gegenwärtig enthalte das
Strafgesetzbuch zwar verschiedenste Artikel, die zur Bestrafung von Cybermobbing zur
Anwendung kommen könnten, allerdings reiche die blosse Erwähnung des
Cybermobbings im StGB nicht aus, um die «Nöte der Betroffenen» zu lindern,
begründete die Kommission ihren Vorstoss. In der Herbstsession 2021 nahm der
Nationalrat das Postulat stillschweigend an. 1

POSTULAT
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

In Erfüllung eines Postulats der RK-NR veröffentlichte der Bundesrat im Oktober 2022
einen Bericht zu möglichen Ergänzungen des Strafgesetzbuchs betreffend
Cybermobbing und digitaler Gewalt. Der Bundesrat stellte im Bericht den Tatbestand
von Cybermobbing und weiterer digitaler Gewalt im Kontext des Schweizer Rechts
vertieft dar und schloss daraus, dass kein akuter Handlungsbedarf bestehe.
Im Bericht wird Cybermobbing als systematisches Verleumden, Blossstellen oder
Belästigen von Personen in digitalen Kommunikationskanälen verstanden. Dabei werden
beispielsweise wiederholt diffamierende Texte, Bilder oder Filme veröffentlicht, was
das Opfer in eine besonders belastende und hilflose Lage bringt. Aus rechtlicher Sicht
sind gemäss Bericht insbesondere Einschüchterung, Belästigung und Blossstellung von
Bedeutung. Es bestehe zwar kein Artikel im StGB, der explizit digitale Gewalt
einschliesst, verschiedene einzelne Tatbestände könnten jedoch sowohl straf- als auch
zivilrechtlich eingeklagt werden. Der Bericht gibt dabei einen umfangreichen Überblick
über alle Tatbestände, welche der strafrechtlichen Verfolgung von Cybermobbing oder
anderen Formen der Cybergewalt, wie beispielsweise Hassrede, Rachepornografie oder
Sextortion, zugeordnet werden können. Beigezogen wurden in dieser Analyse auch die
entsprechenden Regelungen aus anderen Ländern. 
Während der Bericht verschiedene Möglichkeiten der strafrechtlichen Ahndung von
Cybermobbing aufzeigte, räumte er auch Lücken bei der Verfolgung digitaler Gewalt
ein. So könne es in Einzelfällen vorkommen, dass isolierte Handlungen die Schwelle der
geltenden Tatbestände nicht erreichten, obwohl die Situation von den Betroffenen als
digitale Gewalt wahrgenommen werde. Generell liege das Problem aber nicht in den
fehlenden Tatbeständen, sondern in der Rechtsdurchsetzung. Cybermobbing werde
beispielsweise oft anonym begangen und für die Identifikation notwendige Daten seien
auf ausländischen Servern nicht erreichbar. Hier sei jedoch auf die Revision des
Datenschutzgesetzes zu verweisen, welche die Datenverfügbarkeit verbessern soll. 
Abschliessend sah der Bundesrat keinen dringenden Handlungsbedarf. Die
bestehenden Möglichkeiten zur rechtlichen Verfolgung von Cybermobbing seien
angemessen und würden ausreichend Anlaufstellen bieten. Weiter sei das StGB
weitgehend technologieneutral ausgestaltet, was laut dem Bericht auch beibehalten
werden solle. Somit würde sich für die bessere strafrechtliche Erfassung von
Cybermobbing am ehesten die Einführung eines generellen Mobbing-Artikels anbieten.
Die präzise strafrechtliche Definition von Mobbing sei aber relativ schwierig, da es sich
bei (Cyber-)Mobbing um sehr heterogene Verhaltensweisen und Wirkungen handle, die
nur schwer ins StGB einzuordnen seien. Der Bundesrat ging zudem nicht davon aus,
dass ein Cybermobbing-Artikel eine generalpräventive Wirkung hätte oder sich dadurch
die strafrechtliche Beweissituation erleichtern würde. 2

BERICHT
DATUM: 19.10.2022
LENA BALTISSER

Der Nationalrat genehmigte im Juni 2023 stillschweigend die Abschreibung eines
Postulats seiner Rechtskommission. Der Bundesrat hatte in Erfüllung des Postulats
einen Bericht zu möglichen Ergänzungen des Strafgesetzbuchs um Cybermobbing und
digitale Gewalt vorgelegt, keinen dringenden Handlungsbedarf erkannt und die
Abschreibung des Postulats beantragt. 3

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
LENA BALTISSER

1) AB NR, 2021, S. 1935; Po. 21.3969
2) Bericht BR vom 19.10.22; Medienmitteilung BR vom 19.10.22
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3) BBI 2023 870 S. 35
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